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Anlage 6  

(zu § 2 Abs. 5) 
 

Ordnung zur Sicherung der Mitarbeiter innen bei Rat ionalisierungsm aßnahm en  

und Einschränkungen von Einrichtungen  25
 

Vorbem erkung 

1Bei der Durchführung von Rat ionalisierungsm aßnahm en und anderen Einschränkungen – insbe-
sondere der Aufgabe von Arbeitsbereichen und Tät igkeitsfeldern sowie Teilen von ihnen – sind die 
sich aus dem  Dienstverhältnis ergebenden Belange der Mitarbeiterinnen zu berücksicht igen und 
soziale Härten m öglichst  zu vermeiden. 2Dabei sind die wirtschaft lichen Möglichkeiten der Anstel-
lungst räger zu beachten. 3Diesem Ziel dienen die nachstehenden Vorschriften;  sie gelten anstelle 
des Tarifvert rages über den Rat ionalisierungsschutz für Angestellte –Bund, TdL, VKA-  und des Ta-
rifvert rages über den Rat ionalisierungsschutz für Arbeiter des Bundes und der Länder. 
 

Nr. 1  
Geltungsbereich 

1Diese Ordnung gilt  für die Mitarbeiterinnen, deren Dienstverhältnis gemäß § 2 Abs. 1 der Dienst -
vert ragsordnung unter den Geltungsbereich des Tarifvert rages für den öffent lichen Dienst  der Län-
der (TV-L)  fällt .  2Sie gilt  nicht  für die Fälle des Bet riebsübergangs nach § 613a BGB. 
 

Nr. 2  

Begriffsbest im mung 

(1)  1Maßnahmen im  Sinne dieser Ordnung sind vom  Anstellungst räger veranlasste  

a)  erhebliche Änderungen von Arbeitstechniken oder wesent liche Änderungen der Arbeitsorganisa-
t ion m it  dem  Ziel einer rat ionelleren Arbeitsweise oder  

b) Einschränkungen oder Aufgabe von Arbeitsbereichen und Tät igkeitsfeldern oder Teilen von die-
sen,  

wenn dies zu einem  Wechsel der dienstvert raglich vereinbarten Beschäft igung, zu einer Änderung 
der Beschäft igungsbedingungen oder zur Beendigung des Dienstverhältnisses führt.  2Satz 1 findet  
auch Anwendung, wenn die Maßnahme durch Entscheidungen im  Rahmen der Stellenplanung ver-
anlasst  wird. 
 
(2)  Als Maßnahm en kom men insbesondere in Bet racht :   

a)  St illlegung oder Auflösung von Dienststellen oder Einrichtungen bzw. Teilen von diesen,   

b) Verlegung oder Ausgliederung von Dienststellen oder Einrichtungen bzw. Teilen von diesen, 

c)  Zusamm enlegung von Dienststellen oder Einrichtungen bzw. Teilen von diesen, 

d) Verlagerung von Aufgaben zwischen Dienststellen oder Einrichtungen, 

e) Einführung anderer Arbeitsmethoden und Verfahren, auch soweit  sie durch Nutzung technischer 
Veränderungen bedingt  sind,  

f)  Verringerung des Stellenum fangs und Stellenaufhebung. 
 
Anm erkungen zu Num m er 2 : 

1. 1Eine Maßnahme im  Sinne der Absätze 1 und 2 liegt  auch dann vor, wenn sich aus der begrenz-
ten Anwendung einzelner Änderungen zunächst  zwar keine erheblichen bzw. wesent lichen Aus-
wirkungen ergeben, aber eine Fortsetzung beabsicht igt  ist ,  die erhebliche bzw. wesent liche 
Auswirkungen haben wird. 2Eine wesent liche Änderung, die für die gesam te Dienststelle oder 
Einrichtung nicht  erheblich bzw. nicht  wesent lich ist ,  kann jedoch für einen Teil der Dienststelle 
oder Einrichtung erheblich oder wesent lich sein. 3Ist  die Änderung erheblich bzw. wesent lich, ist  
es nicht  erforderlich, dass sie für mehrere Mitarbeiterinnen zu einer Änderung des Dienstvert ra-
ges oder zur Beendigung des Dienstverhältnisses führt .  4Eine wesent liche Änderung der Arbeits-
organisat ion kann auch vorliegen, wenn auf Grund von Dienstvert rägen geleistete Arbeiten 
künft ig auf Grund von Werkvert rägen durchgeführt  werden sollen (z.B. bei Privat isierung des 
Reinigungsdienstes) .  

2. Maßnahmen im  Sinne der Absätze 1 und 2 sind ferner z.B.    

                                   
25

  Vgl. dazu:   G 3/ 1997 – Erläuterungen zur 31. Änderung der DienstVO 
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–  Gruppenschließung in einem  Kindergarten wegen Rückgangs der Kinderzahlen,  

–  Schließung einer Einrichtung auf Grund gesetzgeberischer Veranlassung,  

–  Schließung von Beratungseinrichtungen wegen Wegfall von Mit teln,  

–  Rat ionalisierungsm aßnahm en im  Verwaltungsbereich durch den Einsatz neuer Technik,  

–  Aufgabe von Teilen einer Dienststelle. 
 

Nr. 3  

I nform at ions-  und Beteiligungspflichten 

(1)  Der Anstellungst räger hat die Mitarbeitervert retung im  Rahmen des geltenden Rechts recht -
zeit ig und um fassend zu inform ieren und zu beteiligen.  
 
(2)  Unbeschadet  des Absatzes 1 soll der Anstellungst räger die Mitarbeiterinnen, deren Arbeits-
plätze von der vorgesehenen Maßnahme voraussicht lich bet roffen werden, rechtzeit ig vor deren 
Durchführung unterrichten. 
 

Nr. 4  

Arbeitsplatzsicherung 

(1)  1Der Anstellungst räger führt  für die von einer Maßnahm e im  Sinne der Num mer 2 Abs. 1 be-
t roffenen Mitarbeiterinnen ein Arbeitsplatzsicherungsverfahren nach der Reihenfolge der Absätze 2 
bis 4 durch. 2Das Sicherungsverfahren um fasst  erforderlichenfalls eine Fortbildung oder Um schu-
lung der Mitarbeiterin (Numm er 5).  
 
(2)   1Der Anstellungst räger ist  zunächst  verpflichtet  zu erm it teln, ob für die Mitarbeiterin ein vor-
handener freier, besetzbarer und gleichwert iger Arbeitsplatz zur Verfügung steht , und der Mitarbei-
terin diesen Arbeitsplatz anzubieten. 2Ein Arbeitsplatz ist  gleichwert ig, wenn sich durch die neue 
Tät igkeit  die bisherige Eingruppierung bzw. Einreihung nicht ändert  und die Mitarbeiterin in der 
neuen Tät igkeit  m indestens im  bisherigen Um fang beschäft igt  bleibt.  3Ein Arbeitsplatz ist  auch 
gleichwert ig, wenn sich durch die neue Tät igkeit  die bisherige Eingruppierung nicht  ändert ,  jedoch 
entgegen der bisherigen Eingruppierung ein Bewährungsaufst ieg oder Fallgruppenaufst ieg nach § 8 
oder § 9 der Arbeitsrechtsregelung zur Regelung des Übergangsrechts (ARR-Ü-Konf) 1) in Verbin-
dung m it  § 23a oder § 23b BAT nicht  mehr möglich ist .  4Bei der Erm it t lung eines gleichwert igen 
Arbeitsplatzes bei demselben Arbeitgeber gilt  folgende Reihenfolge:   

a)  Arbeitsplatz in derselben Einrichtung bzw. Dienststelle an dem selben Ort ,   

b) Arbeitsplatz in einer Einrichtung bzw. Dienststelle m it  demselben Aufgabengebiet  an einem 
anderen Ort ,   

c)  Arbeitsplatz in einer Einrichtung bzw. Dienststelle m it einem anderen Aufgabengebiet  an dem -
selben Ort ,   

d) Arbeitsplatz in einer Einrichtung bzw. Dienststelle mit  einem  anderen Aufgabengebiet  an ei-
nem  anderen Ort .   

5Von der vorstehenden Reihenfolge kann im  Einvernehmen m it  der Mitarbeiterin abgewichen wer-
den. 6Steht  ein gleichwert iger Arbeitsplatz nach Maßgabe des Satzes 4 nicht  zur Verfügung, soll die 
Mitarbeiterin entsprechend fortgebildet  oder umgeschult  werden, wenn ihr dadurch ein gleichwert i-
ger Arbeitsplatz bei demselben Anstellungst räger zur Verfügung gestellt  werden kann. 
 
(3)  1Kann der Mitarbeiterin kein Arbeitsplatz im  Sinne des Absatzes 2 zur Verfügung gestellt  wer-
den, ist  der Anstellungst räger verpflichtet ,  der Mitarbeiterin eine andere vorhandene freie und be-
setzbare Mitarbeiterstelle anzubieten, für die die Mitarbeiterin die Voraussetzungen erfüllt .  
2Absatz 2 Satz 4 und 5 gilt  entsprechend. 3Die spätere Bewerbung um  einen gleichwert igen Ar-
beitsplatz ist  im  Rahm en der Auswahl unter gleich geeigneten Bewerbungen bevorzugt  zu berück-
sicht igen. 
 
(4)  1Kann der Mitarbeiterin kein Arbeitsplatz im  Sinne der Absätze 2 und 3 zur Verfügung gestellt  
werden, hat  der Anstellungst räger sich um  einen Arbeitsplatz bei einem  anderen Anstellungst räger 
des kirchlichen oder diakonischen Dienstes in räum licher Nähe zu bem ühen. 2Der Anstellungst räger 
hat  bei der Arbeitsplatzsuche die Anstellungsebenen (Kirchengemeinde, Kirchenkreis, Propstei, 
Landeskirche)  zu berücksicht igen.  
 
(5)  Nim m t  die Mitarbeiterin einen ihr nach den Absätzen 2 bis 4 angebotenen Arbeitsplatz nicht  
an, so stehen ihr weitere Ansprüche nach dieser Ordnung nicht zu, es sei denn, dass ihr die An-
nahm e des Arbeitsplatzes nach ihren Kenntnissen und Fähigkeiten billigerweise nicht  zugemutet  
werden kann. 
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________________ 
1) Arbeitsrechtsregelung zur Überleitung der Mitarbeiterinnen der Konföderat ion ev. Kirchen in 

Niedersachsen  und der beteiligten Kirchen aufgrund der 61. Änderung der Dienstvert ragsord-
nung vom  10.06.2008 und zur Regelung des Übergangsrechts (ARR-Ü-Konf)   

 
Nr. 5  

Fortbildung, Umschulung 

(1)  1I st  nach Num mer 4 eine Fortbildung oder Umschulung erforderlich, hat  sie der Anstellungs-
t räger rechtzeit ig zu veranlassen oder selbst durchzuführen, wobei Art  und Um fang durch den An-
stellungst räger festgelegt  werden. 2Soweit  keine Ansprüche gegen andere Kostent räger bestehen, 
t rägt  der Anstellungst räger die Kosten. 3Die Mitarbeiterin darf ihre Zust imm ung zu einer Fortbil-
dungs-  oder Umschulungsm aßnahm e nicht  ohne t r ift igen Grund verweigern. 4Gibt  eine Mitarbeite-
r in, die das 55. Lebensjahr vollendet  hat , ihre Zust im m ung zu einer Fortbildungs-  oder Um schu-
lungsm aßnahm e nicht , gilt  dies nicht  als Verweigerung ohne t r ift igen Grund. 
 
(2)   1Die Mitarbeiterin ist für die zur Fortbildung oder Um schulung erforderliche Zeit von der Arbeit  
freizustellen, soweit  die Fortbildung oder Um schulung in die Arbeitszeit  fällt .  2Wird durch die Fort -
bildung oder Umschulung die m it  der Mitarbeiterin vereinbarte durchschnit t liche Arbeitszeit  über-
schrit ten, ist  kein entsprechender Freizeitausgleich zu gewähren. 
 
(3)   1Die Mitarbeiterin ist  verpflichtet, dem Anstellungst räger die Aufwendungen für eine Fortbil-
dung oder Um schulung nach Maßgabe des Satzes 3 zu ersetzen, wenn das Dienstverhältnis aus 
einem  von ihr zu vert retenden Grund endet . 2Satz 1 gilt  nicht , wenn die Mitarbeiterin wegen 
Schwangerschaft  oder wegen Niederkunft  in den letzten drei Monaten gekündigt  oder einen Auflö-
sungsvert rag geschlossen hat . 3Zurückzuzahlen sind, wenn das Arbeitsverhältnis endet ,  

a)  im  ersten Jahr nach Abschluss der Fortbildung bzw. Um schulung die vollen Aufwendungen,  

b) im  zweiten Jahr nach Abschluss der Fortbildung bzw. Umschulung zwei Drit tel der Aufwendun-
gen, 

c)  im  drit ten Jahr nach Abschluss der Fortbildung bzw. Um schulung ein Drit tel der Aufwendun-
gen. 

 
Nr. 6  

Besonderer  Kündigungsschutz 

(1)   1I st  der Mitarbeiterin eine andere Tät igkeit  übert ragen worden, darf das Dienstverhältnis wäh-
rend der ersten neun Monate dieser Tät igkeit  weder aus bet riebsbedingten Gründen noch wegen 
m angelnder Einarbeitung gekündigt  werden. 2Wird die andere Tät igkeit  bereits während der Fort -
bildung oder Umschulung ausgeübt , verlängert  sich die Frist  auf zwölf Monate. 
 
(2)   1Eine Kündigung m it  dem  Ziel der Beendigung des Arbeitsverhältnisses darf nur dann ausge-
sprochen werden, wenn der Mitarbeiterin ein Arbeitsplatz nach Numm er 4 Abs. 2 bis 4 nicht  ange-
boten werden kann oder die Mitarbeiterin einen Arbeitsplatz entgegen Numm er 4 Abs. 5 nicht  an-
nim m t. 2Die Kündigungsfrist  bet rägt  drei Monate zum  Schluss eines Kalendervierteljahres, soweit  
sich nicht  aus § 2 Dienstvert ragsordnung i.V.m . § 30 oder § 34 TV-L eine längere Kündigungsfrist 
ergibt . 
 
(3)  1Der Mitarbeiterin, die beim Wechsel der Tät igkeit  eine Beschäft igungszeit  von m indestens 15 
Jahren zurückgelegt  und das 40. Lebensjahr vollendet  hat , darf die Kündigung m it  dem  Ziel der 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses im  Zusam menhang m it  einer Maßnahme im  Sinne der Num -
m er 2 nur dann ausgesprochen werden, wenn sie einen gleichwert igen Arbeitsplatz bei demselben 
Anstellungst räger entgegen Num mer 4 Abs. 5 nicht  annim mt . 2Für diese Kündigung aus wicht igem  
Grunde bet rägt  die Kündigungsfrist  sechs Monate zum  Schluss eines Kalendervierteljahres. 
 
(4)  Die Mitarbeiterin, die auf Veranlassung des Anstellungst rägers im gegenseit igen Einverneh-
m en oder auf Grund einer Kündigung durch den Anstellungst räger aus dem  Arbeitsverhältnis aus-
geschieden ist ,  soll auf Ant rag bevorzugt  wieder eingestellt  werden, wenn ein für sie geeigneter 
Arbeitsplatz zur Verfügung steht. 
 

Nr. 7  

Ausgleichszulage 

(1)   1Ergibt  sich in den Fällen der Num mer 4 Abs. 2 bis 4 eine Minderung der Bezüge, erhält  die 
Mitarbeiterin für die Dauer des bestehenden Arbeitsverhältnisses eine Ausgleichszulage in Höhe des 
Unterschiedsbet rages zwischen den Bezügen, die ihr für den ersten vollen Beschäft igungsm onat 
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aus der neuen Tät igkeit  zustehen, und den Bezügen, die ihr aus der früheren Tät igkeit  zuletzt  zu-
standen.  2Bezüge im  Sinne von Satz 1 sind das Tabellenentgelt ,  die in Monatsbet rägen festgelegten 
Zulagen, die Jahressonderzahlung und die kinderbezogenen Entgeltbestandteile.  

3I n den Fällen der Num mer 4 Abs. 4 hat  der bisherige Anstellungst räger die Ausgleichszulage zu 
zahlen. 
 
(2)   1Die Ausgleichszulage verm indert  sich jeweils um  die Hälfte des Bet rages, um  den sich die 
Bezüge nach Absatz 1 Satz 2 bei allgem einen und persönlichen Entgeltsteigerungen erhöhen. 2Eine 
Verm inderung unterbleibt  bei der Mitarbeiterin, die am  Tage der Aufnahm e ihrer neuen Tät igkeit  
eine Beschäft igungszeit  von mehr als 15 Jahren zurückgelegt  und das 55. Lebensjahr vollendet  hat. 
 
(3)   1Die Ausgleichszulage wird neben dem  Entgelt  aus der neuen Tät igkeit  gezahlt . 2§ 24 TV-L gilt  
entsprechend. 3Die Ausgleichszulage wird bei der Bem essung des Sterbegeldes (§ 23 Abs. 3 TV-L)  
berücksicht igt . 
 
(4)   Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht , wenn die Mitarbeiterin ihre Zust imm ung zu einer Fortbil-
dungs-  oder Umschulungsm aßnahme verweigert  oder die Fortbildung bzw. Umschulung aus einem  
von ihr zu vert retenden Grund abbricht . 
 
(5)  1Die Ausgleichszulage ent fällt ,  wenn die Mitarbeiterin die Übernahm e einer höherwert igen 
Tät igkeit  ohne t r ift ige Gründe ablehnt . 2Die Ausgleichszulage ent fällt  ferner, wenn die Mitarbeiterin 
die Möglichkeit  des Bezuges einer Altersrente nach §§ 36, 37 oder 39 SGB VI  oder einer entspre-
chenden Leistung einer berufsständischen Versorgungseinrichtung im  Sinne des § 6 Abs. 1 SGB VI  
oder der Zusatzversorgung hat. 
 

Nr. 8  
Abfindung 

(1)   1Die Mitarbeiterin, die auf Veranlassung des Anstellungst rägers im  gegenseit igen Einverneh-
m en oder auf Grund einer Kündigung durch den Anstellungst räger aus dem  Arbeitsverhältnis aus-
scheidet , erhält  eine Abfindung nach Maßgabe [ der Tabelle]  der Anlage [ zur Sicherungsordnung] .  
2Monatsbezug ist  der Bet rag, der der Mitarbeiterin als Summ e aus dem Entgelt  (§ 15 TV-L) , den in 
Monatsbet rägen festgelegten Zulagen, der Jahressonderzahlung (§ 20 TV-L) und den kinderbezo-
genen Entgeltbestandteilen (§ 11 ARR-Ü-Konf)  im  letzten Kalendermonat  vor dem  Ausscheiden 
zugestanden hat  oder zugestanden hät te.  
 
(2)  1Der Anspruch auf Abfindung entsteht  am  Tag nach der Beendigung des Dienstverhältnisses. 
2Hat  der Anstellungst räger das Dienstverhältnis gekündigt, wird die Abfindung erst  fällig, wenn die 
Frist  zur Erhebung der Kündigungsschutzklage abgelaufen ist  oder, falls die Mitarbeiterin Kündi-
gungsschutzklage erhoben hat , endgült ig feststeht , dass sie ausgeschieden ist . 
 
(3)   Die Abfindung steht  der Mitarbeiterin nicht  zu, wenn  

a)  die Kündigung aus einem von ihr zu vert retenden Grund (z.B. Ablehnung eines angebotenen 
Arbeitsplatzes entgegen Num mer 4 Abs. 5, Ablehnung der Fortbildung oder Um schulung entge-
gen Numm er 5 Abs. 1 Satz 3)  erfolgt  ist  oder  

b) sie aus dem  Arbeitsverhältnis ausgeschieden ist ,  weil sie von einem  anderen kirchlichen Anstel-
lungst räger übernom men wurde. 

 
Nr. 9  

Persönliche Anspruchsvoraussetzungen 

(1)   1Ansprüche aus dieser Ordnung bestehen nicht , wenn die Mitarbeiterin erwerbsunfähig oder 
berufsunfähig im  Sinne der gesetzlichen Rentenversicherung ist  oder die Voraussetzungen für den 
Bezug einer Rente wegen Alters aus der gesetzlichen Rentenversicherung vor Vollendung des 
65. Lebensjahres oder einer entsprechenden Leistung einer berufsständischen Versorgungseinrich-
tung im  Sinne des § 6 Abs. 1 Nr. 1 SGB VI  oder der Zusatzversorgung erfüllt .  2Einer Erwerbsunfä-
higkeit  oder einer Berufsunfähigkeit  steht  die Invalidität  (Art ikel 2 § 7 Abs. 3 RÜG) gleich. 
 
(2)   Besteht  ein Anspruch auf Abfindung und wird die Mitarbeiterin das 65. Lebensjahr innerhalb 
eines Zeit raum es vollenden, der kleiner ist  als die der Abfindung zugrundeliegende Zahl der Mo-
natsbezüge, oder ist  absehbar, dass innerhalb diese Zeit raumes einer der Tatbestände des Absat -
zes 1 eint r it t ,  verringert  sich die Abfindung entsprechend. 
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(3)   1Trit t  die Mitarbeiterin innerhalb eines Zeit raumes, der kleiner ist  als die der Abfindung zu-
grundeliegende Zahl der Monatsbezüge, in ein Arbeitsverhältnis bei einem  diakonischen, kirchlichen 
oder öffent lichen Anstellungst räger ein, verringert  sich die Abfindung entsprechend. 2Der überzahl-
te Bet rag ist  zurückzuzahlen. 
 

Nr. 1 0  

Anrechnung 

(1)   1Leistungen, die der Mitarbeiterin nach anderen Best im m ungen zu den gleichen Zwecken ge-
währt werden, sind auf die Ansprüche nach dieser Ordnung anzurechnen. 2Dies gilt  insbesondere 
für gesetzliche oder durch Vert rag vereinbarte Abfindungsansprüche gegen den Anstellungst räger 
(z.B. §§ 9, 10 Kündigungsschutzgesetz) . 
 
(2)  1Die Mitarbeiterin ist  verpflichtet, die ihr nach anderen Best im m ungen zu den gleichen Zwe-
cken zustehenden Leistungen Drit ter zu beant ragen. 2Sie hat  den Anstellungst räger von der An-
t ragstellung und von den hierauf beruhenden Entscheidungen sowie von allen ihr gewährten Leis-
tungen im  Sinne des Absatzes 1 sowie von der Aufnahme einer neuen Beschäft igung unverzüglich 
zu unterrichten. 3Komm t die Mitarbeiterin ihren Verpflichtungen nach Satz 1 t rotz Belehrung nicht 
nach, stehen ihr Ansprüche nach dieser Ordnung nicht  zu.  
 

Anlage zur  Sicherungsordnung 

Beschäft igungszeit  Anzahl der Monatsbezüge 

(§ 25 DienstVO, bis zum nach vollendetem 

 § 13 ARR-Ü-Konf) vollendeten 40. 45. 50. 55. 

m indestens 40. Lebensjahr Lebensjahr 

3 Jahre -  2,00 2,00 3,00 3,00 

5 Jahre 2,00 3,00 3,00 4,00 5,00 

7 Jahre 3,00 4,00 5,00 6,00 7,00 

9 Jahre 4,00 5,00 6,00 7,00 9,00 

11 Jahre 5,00 6,00 7,00 9,00 11,00 

13 Jahre 6,00 7,00 8,00 10,00 12,00 

15 Jahre 7,00 8,00 9,00 11,00 13,00 

17 Jahre 8,00 9,00 10,00 12,00 14,00 

19 Jahre 9,00 10,00 11,00 13,00 15,00 

21 Jahre 10,00 11,00 12,00 14,00 16,00 

23 Jahre -  12,00 13,00 15,00 17,00 

25 Jahre -  13,00 14,00 16,00 18,00 
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